
die Nutzungsbefugnis zivilrechtlich zu konkretisieren, 
gerade weil sie ein sehr wesentliches Element der Zivil­
rechtsstellung darstellt. Eine solche Forderung hat in 
der Zivilrechtswissenschaft aber bisher nur selten eine 
Rolle gespielt. Die Ursachen dafür sehen wir darin, daß 
in der Vergangenheit nicht mit der notwendigen Kon­
sequenz davon ausgegangen wurde, daß die Kategorie 
des persönlichen Eigentums eine Kategorie der sozia­
listischen Gesellschaft ist und daß gerade diejenigen 
Formen der Bedürfnisbefriedigung typisch sozialistisch 
sind, die mit Hilfe des persönlichen Eigentums reali­
siert werden. Statt dessen wurde zeitweilig der Ein­
druck erweckt, als brächte das persönliche Eigentum 
a priori individualistische Einstellungen hervor und als 
seien nur diejenigen Formen der Bedürfnisbefriedigung 
sozialistische, die sich nicht in Form des sachlichen 
Eigentumserwerbs vollziehen.
Insbesondere die Orientierung des VIII. Parteitages der 
SED ist es, die dazu veranlassen muß, in dieser Frage 
zu klaren Positionen zu finden. Es wird also darauf 
ankommen, die Bedeutung und die Funktion des per­
sönlichen Eigentums für die sozialistische Gesellschafts­
entwicklung juristisch sichtbarer und wirksamer zu 
machen. Der zivilrechtlichen Umsetzung bedarf insbe­
sondere die Tatsache, daß der Umfang des persönlichen 
Eigentums vom Umfang der Werte abhängt, die in der 
durch das Volkseigentum gekennzeichneten Sphäre der 
materiellen Produktion geschaffen wurden, daß aber 
gleichzeitig sowohl der Umfang als auch die Art und 
Weise der Nutzung des persönlichen Eigentums letzt­
lich auf die Gestaltung der Produktion zurückwirken.

Ein Mittel, diesem Umstand juristische Gestalt zu ver­
leihen, besteht beispielsweise in der rechtlich garan­
tierten Möglichkeit des Bürgers, auf der Grundlage des 
persönlichen Eigentums die von ihm im einzelnen be­
nötigten Waren und Leistungen selbst auswählen und 
über die Art und Weise ihrer Nutzung eigenverantwort­
lich entscheiden zu können. Dadurch wird eine optimale 
Verbindung mit dem für die Steigerung der Arbeits­
produktivität so bedeutsamen Prinzip der materiellen 
Interessiertheit erreicht. Diese Wirkung tritt u. E. jedoch 
nicht schon dadurch ein, daß im Gesetz lediglich auf 
die Möglichkeit der eigenverantwortlichen Nutzung des 
persönlichen Eigentums verwiesen wird. Eine Orien­
tierung des Bürgers auf das „Wie“ der Nutzung er­
scheint in diesem Zusammenhang unverzichtbar, wobei 
allerdings diese Orientierung nicht mit Reglementie­
rung verwechselt werden darf./30/

Bedürfnisbefriedigung durch Inanspruchnahme 
gesellschaftlicher Fonds

Neben der Bedürfnisbefriedigung mittels des persön­
lichen Eigentums ist auch die Bedürfnisbefriedigung 
über die Inanspruchnahme gesellschaftlicher Fonds von 
zivilrechtlicher Bedeutung. Diese Form der Bedürfnis­
befriedigung ist schon deshalb wichtig, weil die ihr 
zugrunde liegenden sog. lebensstandardwirksamen ge­
sellschaftlichen Fonds relativ schneller anwaehsen als 
die Waren- und Leistungsfonds, die als persönliches 
Eigentum konsumiert werden. Daher wird sich auch der 
heute noch bestehende quantitative Abstand zwischen 
beiden im Laufe der Entwicklung verringern.
Welche zivilrechtlichen Konsequenzen damit im einzel­
nen verbunden sind, bedarf noch weiterer Untersuchun­
gen. Diese müssen u. E. damit beginnen, daß die der 
Bedürfnisbefriedigung auf der Grundlage gesellschaft­
licher Fonds zugrunde liegenden Gesetzmäßigkeiten,

/SOI Zu den möglichen tragenden Prinzipien einer derartigen 
Orientierung vgl. Kosewähr I Marko, Die zivilrechtliche Stel­
lung des Bürgers in den Versorgungsbeziehungen (Studie), 
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die entsprechenden Erscheinungsformen und die gegen­
wärtige rechtliche Regelung dazu näher analysiert wer- 
den./31/

Bedürfnisse der Bürger als Ausgangspunkt der Planung

Auf dem VIII. Parteitag der SED wurde gefordert, die 
Bedürfnisse der Menschen stärker als bisher zum Aus­
gangspunkt der Planung zu nehmen und mit der wei­
teren Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft und 
ihrer ökonomischen Potenzen den gesetzmäßigen Zu­
sammenhang zwischen Produktion und den Bedürf­
nissen der Menschen immer unmittelbarer wirksam zu 
machen./32/ Dieser Forderung kann nur entsprochen 
werden, wenn das sozialistische Zivilrecht als ein fest 
in die gesamtstaatliche Leitung integriertes Instrument 
zur Verwirklichung des demokratischen Zentralismus in 
seinem Leitungsbereich begriffen wird.

Dabei ist zu beachten, daß selbst nach geltender Rechts­
lage die Rechte und Pflichten in den Schuldverhältnis­
sen nicht bloß im Zivilrecht ihre Grundlage haben, 
sondern z. T. erheblich durch staatsrechtliche, wirt­
schaftsrechtliche, arbeitsrechtliche und familienrecht­
liche Normen beeinflußt werden. Ein Teil der gegen­
wärtigen zivilrechtlichen Regelung baut auf solchen 
nichtzivilrechtlichen Rechten und Pflichten nur still­
schweigend auf (z. B. Preisbestimmungen), ein anderer 
Teil nimmt sie zum Ausgangspunkt für die Formulie­
rung eigener zivilrechtlicher subjektiver Rechte und 
Pflichten (z. B; Qualitätsbestimmungen, Gewährlei­
stungsansprüche). Zu anderen, die sozialistischen 
Schuldverhältnisse noch weit deutlicher charakterisie­
renden Leitungsmaßnahmen des Staates dagegen hat 
die gegenwärtige schuldrechtliche Regelung kaum eine 
Beziehung.
Dafür ein Beispiel: Die zivilrechtliche Regelung der 
Kaufbeziehungen geht noch davon aus, daß sich Ver­
käufer und Käufer als im wesentlichen gleichberechtigte 
und gleichverpflichtete Partner von dem Moment an 
gegenüberstehen, in dem sie in das Stadium konkreter 
Vertragsverhandlungen getreten sind. Dabei bleiben 
jedoch wesentliche Grundlagen ihres Zusammentref­
fens außer Betracht, nämlich daß ihre Vertragsbezie­
hungen geplante Versorgungsbeziehungen voraussetzen, 
daß Käufer und Verkäufer keine grundsätzlich unter­
schiedlichen Interessen verfolgen und daß der Verkäu­
fer durch eine ganze Reihe von Bestimmungen außer­
halb des Zivilrechts verpflichtet ist, beispielsweise ein 
bestimmtes, geplantes Sortiment zu führen, anzubieten 
und zu verkaufen.
Gerade in dem bisher als zivilrechtliches Vorfeld an­
gesehenen Teil des Versorgungsprozesses treten min­
destens ebenso wichtige — und nicht zuletzt auch das 
Verhältnis zwischen Bürger und Staat berührende — 
Probleme auf wie bei oder nach Abschluß eines Kauf­
vertrags. Diese Probleme bedürfen verstärkt der staat­
lichen Leitung und der gesellschaftlichen Einflußnahme. 
Zu einem im Ergebnis vergleichbaren Schluß kommt 
auch K r e u t z e r ,  wenn er betont: „Die rechtlich ge­
stalteten Versorgungspflichten der Betriebe sind zu­
gleich als entsprechende Rechte der Bürger gegenüber 
diesen Betrieben in den Versorgungsbeziehungen anzu­
erkennen. Die Bürger haben ein Recht auf bedarfs­
gerechte Versorgung.“/33/
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